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Satzung 
 

des Vereins zur Förderung der Berufsbildenden Schulen Einbeck 
 
 
 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 
(1) Der Verein führt den Namen 
 

Verein zur Förderung der Berufsbildenden Schulen Einbeck e.V. 
 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Einbeck. 
 
(3)  Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Berufsbildenden Schulen Einbeck sowie der 

Schülerinnen und Schüler, insbesondere durch Beschaffung von zusätzlichen Lehr- und 
Lernmitteln und Durchführung sonstiger Projekte, die aus öffentlichen Mitteln nicht 
durchgeführt werden können.  
Weiterhin fördert der Verein die nachschulische Aus- und Weiterbildung am Standort 
Einbeck, u.a. durch Betreiben von Studienzentren am Standort Einbeck. 

 
(2) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. Der Verein 

verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, soziale und kulturelle Zwecke, 
die der Förderung der Berufsbildenden Schulen Einbeck und deren Schülerinnen und 
Schülern dienen, jeweils im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Ab-
gabenordnung. 

 
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person 
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütung begünstigt werden. 

 
(4)  Alle Inhaber/innen von Vereinsämtern sind in ihrer Funktion als Vorstandsmitglied eh-

renamtlich tätig. 
 
 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und jede juristische Person werden. 
 
(2) Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 
 
(3) Gegen den ablehnenden Bescheid des Vorstands, der mit Gründen zu versehen ist, 

kann der/die Antragsteller/in Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines 
Monats ab Zugang des ablehnenden Bescheids schriftlich beim Vorstand einzulegen. 
Über die Beschwerde entscheidet die nächste ordentliche Mitgliederversammlung. 
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§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft endet 
 
 a) mit dem Tod des Mitglieds, 
 b) durch freiwilligen Austritt, 
 c) durch Ausschluss aus dem Verein. 
 
(2) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des 

Vorstands. Er ist zum Schluss eines Kalenderjahres mit der Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von drei Monaten zulässig. 

 
(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen wer-

den, wenn es trotz schriftlicher Mahnung mit der Zahlung des Beitrags im Rückstand 
ist. Der Ausschluss darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des 
Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Beitragsschulden nicht beglichen sind. 
Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. 

 
(4)  Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch 

Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschluss-
fassung ist dem Mitglied mit einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich per-
sönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Die schriftliche Stellung-
nahme der/des Betroffenen ist in der Vorstandssitzung zu verlesen. 

 
 Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied durch 

eingeschriebenen Brief bekannt zu machen. 
 
(5)  Gegen den Ausschließungsbeschluss gemäß Abs. 3 oder 4 steht dem Mitglied das Recht 

der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung hat aufschiebende Wir-
kung. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang des Aus-
schließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. 

 
 Ist die Berufung rechtzeitig eingelegt, hat der Vorstand diese Berufung in der nächsten 

Mitgliederversammlung zur Entscheidung vorzulegen. Diese entscheidet endgültig über 
den Ausschluss des Mitglieds. 

 
 
§ 5 Mitgliedsbeiträge 
 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags und dessen Fäl-
ligkeit werden von der Mitgliederversammlung in einer gesonderten Beitragsordnung be-
stimmt. 

 
 
§ 6 Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind 
 

a) der Vorstand, 
b) die Mitgliederversammlung. 
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§ 7 Der Vorstand 
 
(1) Der Vorstand des Vereins besteht aus drei Personen, und zwar: 
  
 a) der/dem 1. Vorsitzenden, 
 b) der/dem 2. Vorsitzenden, 
 c) der/dem Schatzmeister/in 
 
(2)  Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch die/den 1. oder 2. Vorsitzende/n 

und ein weiteres Mitglied des Vorstands vertreten. Diese sind Vorstand im Sinne des § 
26 BGB. 

 
 
§ 8 Zuständigkeit des Vorstands 
 
Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die 
Satzung der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben: 
 

a) Förderung des Vereinszwecks gemäß § 2 der Satzung, 
b) Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnung, 
c) Einberufung der Mitgliederversammlung, 
d) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 
e) Abschluss und Kündigung von Dienst-, Honorar-, Dienstleistungs- und Arbeitsverträ-

gen, 
f) Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

 
 
§ 9 Amtsdauer des Vorstands 
 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren – vom Tage 
der Wahl angerechnet – gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. 
Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand ein 
Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds bis zur 
nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung. 
 
 
§ 10 Beschlussfassung des Vorstands 
 
(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die von 

der/dem Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von der/dem stellvertretenden Vorsit-
zenden einberufen werden. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten 
werden. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. 

 
(2)  Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend 

sind. 
 
(3)  Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des Leiterin/Leiters der Vorstands-
sitzung. Die Vorstandssitzung leitet die/der 1. Vorsitzende, bei deren/dessen Verhinde-
rung die/der 2. Vorsitzende. 
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(4)  Die Beschlüsse des Vorstands sind schriftlich niederzulegen und von der Sitzungsleite-
rin/vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vor-
standssitzung, die Namen der Teilnehmer/innen, die gefassten Beschlüsse und das Ab-
stimmungsergebnis enthalten. 

(5)  Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vor-
standsmitglieder ihre Zustimmung zu dieser Regelung erklären. 

 
 
§ 11 Mitgliederversammlung 
 
(1) In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des 

Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevoll-
mächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf 
jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 

 
(2) Ausschließlich die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
 

1. Entgegennahme und Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstands, Entlastung 
des Vorstands, 

2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrags,  
3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 
4. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Ver-

eins, 
5. Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des Aufnahmean-

trags oder über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands, 
6. Auflösung des Vereins gem. § 15 der Satzung. 

 
 
§ 12 Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung 
 
(1) Einmal im Jahr findet die ordentliche Mitgliederversammlung statt. Sie wird vom Vor-

stand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in Textform unter Angabe der 
Tagesordnung einberufen. Eine Einladung gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn sie 
an die letzte vom Mitglied dem Verein in Textform bekannt gegebene Adresse (Postan-
schrift, Faxanschluss, e-Mail-Adresse) gerichtet ist. 

 
(2)  Mit der Einberufung ist die Tagesordnung bekannt zu geben. Jedes Mitglied kann bis 

spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform be-
antragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt 
werden. Der/die Versammlungsleiter/in hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die 
Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. In der Mitgliederversammlung können keine 
Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung mehr gestellt werden. 

 
 
§ 13 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung wird von der/dem 1. Vorsitzenden, bei deren/dessen Ver-

hinderung von der/dem 2. Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied gelei-
tet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den/die Leiter/in. 
Bei der Wahl kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der 
vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. 
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(2) Der/die Protokollführer/in wird von der Versammlungsleiterin/vom Versammlungsleiter 
bestimmt. Zum/zur Protokollführer/in kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. 

(3) Die Art der Abstimmung bestimmt der/die Versammlungsleiter/in. Die Abstimmung 
muss schriftlich durchgeführt werden, wenn eines der anwesenden Mitglieder dies be-
antragt. 

(4)  Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der/die Versammlungsleiter/in kann im 
Einzelfall Gäste zulassen. 

(5)  Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder 
bei ordnungsgemäßer Einladung beschlussfähig. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen; Stimmenenthaltungen bleiben außer Betracht. Zur Änderung 
der Satzung und zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von ¾ der abgegebenen 
gültigen Stimmen erforderlich. 

(7)  Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein/e Kandidat/in die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandida-
ten/Kandidatinnen statt, die die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(8) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
vom/von der Versammlungsleiter/in und vom/von der Protokollführer/in zu unterzeich-
nen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die 
Person des/der Versammlungsleiters/Versammlungsleiterin und des/der Protokollfüh-
rers/Protokollführerin, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die ein-
zelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen 
soll der Wortlaut der geänderten Bestimmungen in das Protokoll aufgenommen wer-
den. 

 
§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese 
muss einberufen werden, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die Einbe-
rufung von einem Zehntel aller Mitglieder in Textform unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten 
die §§ 12 bis 13 entsprechend. 
 
§ 15 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 
 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen wer-

den. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die/der 1. Vor-
sitzende und die/der 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren; 
dies gilt entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst 
wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 
(2)  Bei Auflösung des Vereins fällt das Vereinsvermögen an den Landkreis Northeim, der 

es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke im Bereich des Schulwe-
sens zu verwenden hat. 

Die vorstehende Satzung wurde in der außerordentlichen Mitgliederversammlung vom 
__.__.___ beschlossen. 
 
Einbeck, den 20. September 2020 


